
BEKANNTMACHUNGEN

Anhörungsverfahren im Planfeststellungs- 
verfahren für das Vorhaben „Neubau 

Autoreisezuganlage Hamburg-Eidelstedt“, 
Bahn-km 6,940 bis 8,070 der Strecke 1232

Planänderung

Auslegung der geänderten Planunterlagen 
sowie Unterrichtung nach §§ 22, 19 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die DB Netz AG und die DB Station & Service AG 
(Vorhabensträgerinnen) haben für das vorstehende Vorha­
ben bei dem als Planfeststellungsbehörde zuständigen Ei­
senbahnbundesamt (EBA), Außenstelle Hamburg/Schwe­
rin, Standort Schwerin, Pestalozzistraße 1, 19053 Schwerin, 
die Planfeststellung gemäß § 18 des Allgemeinen Eisen­
bahngesetzes (AEG) beantragt. Für die Durchführung des 
Anhörungsverfahrens im Planfeststellungsverfahren für 
dieses Vorhaben nach § 18a AEG, § 73 des Verwaltungsver­

fahrensgesetzes (VwVfG) ist die Behörde für Wirtschaft und 
Innovation zuständig (§ 10 Absatz 3 des Gesetzes über die 
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes in Verbindung 
mit Abschnitt I der Anordnung über Zuständigkeiten auf 
dem Gebiet des Eisenbahnwesens des Senats der Freien und 
Hansestadt Hamburg). Das Planfeststellungsverfahren läuft 
gegenwärtig. Die Planunterlagen samt den Unterlagen über 
die Umweltauswirkungen wurden vom 1. September 2020 
bis zum 30. September 2020 gemäß § 3 Absatz 1 des Pla­
nungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) im Internet veröf­
fentlicht und haben im gleichen Zeitraum als zusätzliches 
Informationsangebot gemäß § 3 Absatz 2 PlanSiG ausgele­
gen. Nunmehr reichten die Vorhabensträgerinnen am 5. 
Mai 2021 beim EBA einen Änderungsantrag ein. Das EBA 
hat die Anhörungsbehörde mit Schreiben vom 19. Mai 2021 
um Durchführung des Anhörungsverfahrens gebeten.

Gegenstand der Planfeststellung ist die Errichtung einer 
Verladeanlage für Autoreisezüge einschließlich eines Bahn­
steigs und eines Servicegebäudes für die Abfertigung von 
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Fahrgästen der Eisenbahnverkehrsunternehmen (Autorei­
sezuganlage) auf dem Bahnhof Hamburg-Eidelstedt. Wei­
terhin werden Veränderungen an vorhandenen Gleisen und 
Weichen erforderlich, eine aufgeständerte Anlage (Park­
deck) für die Abstellung von Kraftfahrzeugen der in dem 
ICE-Werk der DB Fernverkehr AG beschäftigten Arbeits­
kräfte errichtet sowie Entwässerungsanlagen errichtet und 
verändert.

Der Bahnhof Hamburg-Eidelstedt ist nicht mit dem 
S-Bahnhof Hamburg-Eidelstedt zu verwechseln. Der Bahn­
hof Hamburg-Eidelstedt und der S-Bahnhof Hamburg-Ei­
delstedt sind unterschiedliche Betriebsstellen an unter­
schiedlichen Strecken in dem Schienennetz der DB Netz 
AG. Der Bahnhof Hamburg-Eidelstedt ist ein Betriebs­
bahnhof, während der S-Bahnhof Hamburg-Eidelstedt ein 
Personenbahnhof ist. Räumlich ist der Bahnhof Ham­
burg-Eidelstedt, auf dem das Vorhaben geplant ist, etwa  
2 km nordwestlich des S-Bahnhofs Hamburg-Eidelstedt 
und damit noch nordwestlich des S-Bahnhofs Elbgaustraße 
belegen.

Mit dem Vorhaben einschließlich der landschaftspflege­
rischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einhergehen 
werden bau-, anlage- und betriebsbedingte Beeinträchti­
gungen sowohl des Vorhabensbereichs als auch benachbar­
ter Bereiche und baulicher Anlagen durch unmittelbare 
Inanspruchnahmen (zum Beispiel durch Grunderwerb oder 
bauzeitliche Flächennutzungen) oder mittelbare Auswir­
kungen (zum Beispiel durch Schalleinwirkungen). Vorhan­
dene Anlagen werden teilweise umzubauen oder abzubre­
chen sein.

Für das Vorhaben hat das Eisenbahn-Bundesamt mit 
verfahrensleitender Verfügung vom 20. April 2020 dem 
Antrag der Vorhabensträgerinnen auf Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung ohne Vorprüfung gemäß 
§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 
3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) stattgegeben. Das Eisenbahnbundesamt erachtet 
das Entfallen der Vorprüfung als zweckmäßig, da es nicht 
hat feststellen können, dass eine Umweltverträglichkeits­
prüfung von vornherein als entbehrlich erschiene. Gemäß 
§ 7 Absatz 3 Satz 2 UVPG besteht unter diesen Vorausset­
zungen die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg­
lichkeitsprüfung ohne vorherige Durchführung einer Vor­
prüfung. Die Umweltverträglichkeitsprüfung wird seitens 
der Planfeststellungsbehörde vorgenommen werden.

Über die Zulässigkeit des Vorhabens kann vom Eisen­
bahn-Bundesamt durch Planfeststellungsbeschluss ent­
schieden werden.

Der Änderungsantrag beinhaltet im Wesentlichen:

–	 den Entfall des Trafogebäudes,

–	 die Berichtigung der Angaben über die Einleitung von 
Baugrubenwasser/Betrieb eines Sedimentabscheiders 
und die Ergänzung der Unterlage zur Regelung wasser­
rechtlicher Sachverhalte,

–	 eine zusätzliche naturschutzfachliche Ersatzmaßnahme 
im Projektgebiet Glasmoor in der Stadt Norderstedt 
(Schleswig-Holstein) und die Änderung der Ersatzmaß­
nahme im Bereich des Niendorfer Geheges im Bezirk 
Eimsbüttel,

–	 die Überarbeitung des Landschaftspflegerischen 
Begleitplans, einschließlich Maßnahmenblättern und 
des Berichts zu den voraussichtlichen Umweltauswir­
kungen des Vorhabens (UVP-Bericht),

–	 eine vollständig überarbeitete Fassung des Artenschutz­
fachbeitrags,

–	 die Ergänzung der Untersuchungen zu Schall und 
Erschütterungen,

–	 die Änderung der Unterlage zum Brandschutz und Ret­
tungswegenachweis,

–	 die Änderung zeichnerischer Unterlagen.

Bei den Unterlagen über die Umweltauswirkungen nach 
§§ 19 Absatz 2, 22 UVPG, die die Änderungen des Vorha­
bens betreffen und der Planfeststellungsbehörde mit dem 
Änderungsantrag vorgelegt wurden, handelt es sich insbe­
sondere um folgende Unterlagen:
–	 Erläuterungsbericht,
–	 Grunderwerbsverzeichnis und Grunderwerbspläne,
–	 UVP-Bericht,
–	 Landschaftspflegerischer Begleitplan einschließlich 

Maßnahmenblättern,
–	 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag,
–	 Unterlage zur Regelung wasserrechtlicher Sachverhalte,
–	 Untersuchungen zu Schall und Erschütterungen.

Wegen der Einzelheiten der Änderungen wird auf die 
geänderten Planunterlagen verwiesen.

Die Planunterlagen, aus denen sich Art und Umfang der 
Änderungen der zuvor bereits ausgelegten Planunterlagen 
und Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorha­
bens ergeben, können auf Grund der derzeitigen COVID-19- 
Pandemiesituation nicht in dem üblichen Rahmen ausge­
legt werden. Die Auslegung wird daher gemäß § 3 Absatz 1 
des Planungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) durch eine 
Veröffentlichung im Internet ersetzt. Die Veröffentlichung 
der Planunterlagen im Internet findet vom 7. Juni 2021 bis 
zum 6. Juli 2021 statt unter der Adresse

https://www.hamburg.de/bwi/pfv.

Daneben erfolgt die Auslegung als zusätzliches Informa­
tionsangebot gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 PlanSiG vom 7. Juni 
2021 bis zum 6. Juli 2021 an folgenden Orten unter folgen­
den Bedingungen:

–	 Bezirksamt Altona, Zentrum für Wirtschaftsförderung, 
Bauen und Umwelt, Servicezentrum, Jessenstraße 1, 
22767 Hamburg.
Hinweis: Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger 
Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 
040 / 4 28 11 - 63 63 oder per E-Mail-Anfrage unter

wbz@altona.hamburg.de
möglich.

–	 Bezirksamt Eimsbüttel, Zentrum für Wirtschaftsförde­
rung, Bauen und Umwelt (WBZ Eimsbüttel), Erdge­
schoss/Foyer rechts, Eingang Grindelberg 62, 20144 
Hamburg.
Hinweis: Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger 
Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 
040 / 4 28 01 - 22 33 oder per E-Mail-Anfrage unter

WBZ-Service@eimsbuettel.hamburg.de
möglich.

–	 Rathaus Norderstedt, Amt für Stadtentwicklung, Um­
welt und Verkehr, Fachbereich Planung, II. Stock, Zim­
mer 206, Rathausallee 50, 22846 Norderstedt, während 
der Dienststunden (montags bis freitags von 8.30 Uhr 
bis 12.00 Uhr, montags bis mittwochs von 13.00 Uhr bis  
16.00 Uhr, donnerstags von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr).
Hinweis: Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger 
Terminvereinbarung unter der Telefonnummer  
040 / 5 35 95 - 2 85 oder per E-Mail-Anfrage unter
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stadtplanung@norderstedt.de

	 möglich.

Für die Einsichtnahme sind die jeweiligen besonderen 
Nutzungsbedingungen der vorgenannten Dienststellen im 
Rahmen der gegenwärtigen COVID-19-Pandemielage zu 
beachten.

Einwendungen und Stellungnahmen nach § 73 Absätze 4 
und 8 VwVfG in Verbindung mit § 21 Absätze 2, 5 UVPG

Jeder, dessen Belange durch die Änderungen des Vorha­
bens berührt werden, kann bis einen Monat nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen die Änderungen 
des Plans erheben. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde­
ren privatrechtlichen Titeln beruhen. Vereinigungen, die 
auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvor­
schriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungs­
gerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss ein­
zulegen, können innerhalb der vorgenannten Frist Stellung­
nahmen zu dem Plan abgeben. Mit Ablauf der vorgenann­
ten Frist sind auch diese Stellungnahmen ausgeschlossen.

Äußerungen nach §§ 21, 22 Absatz 1 UVPG

Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der 
Beteiligung zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens 
äußern. Die Äußerungen sind jedoch auf die Änderungen 
zu beschränken. Die Äußerungsfrist endet einen Monat 
nach Ablauf der Frist für die Auslegung der Unterlagen. 
Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das Verfahren über 
die Zulässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausge­
schlossen. Die Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwen­
dungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des 
Vorhabens beziehen (siehe oben).

Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen kön­
nen demnach bis zum 6. August 2021 schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Anhörungsbehörde (Behörde für 
Wirtschaft und Innovation, RP 22/27, Alter Steinweg 4, 
20459 Hamburg), bei den vorstehend benannten Bezirksäm­
tern Altona (Jessenstraße 1, 22767 Hamburg) oder Eimsbüt­
tel (Grindelberg 62, 20144 Hamburg) oder bei der Stadt 
Norderstedt, Rathausallee 50, 22846 Norderstedt, erhoben 
bzw. vorgebracht werden. Die Frist ist eine gesetzliche Frist 
und kann nicht verlängert werden. Maßgeblich für die Ein­
haltung der Frist ist das Datum des Eingangs. Die Versen­
dung einer einfachen E-Mail genügt nicht. Der Eingang 
wird nicht bestätigt.

Der Ausschluss von Einwendungen, der Ausschluss von 
Stellungnahmen von Vereinigungen und der Ausschluss 
von Äußerungen zu den Umweltauswirkungen des Vorha­
bens durch Fristversäumnis beschränken sich auf dieses 
Planfeststellungsverfahren (§ 7 Absatz 4 in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und § 7 Absatz 6 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes).

Bereits erhobene Einwendungen und Stellungnahmen 
sowie Äußerungen zu den Umweltauswirkungen zu den 
ursprünglich ausgelegten Planunterlagen bleiben vollin­
haltlich erhalten und müssen nicht wiederholt werden.

Bei Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen, 
die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unter­
zeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte 
eingereicht worden sind (gleichförmige Eingaben), gilt für 
das Planfeststellungsverfahren derjenige Unterzeichner als 
Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit seinem 
Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter 
bezeichnet ist, soweit er nicht von den übrigen Unterzeich­
nern als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter 

kann nur eine natürliche Person sein. Gleichförmige Einga­
ben, die die genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten 
oder bei denen der Vertreter keine natürliche Person ist, 
können unberücksichtigt bleiben; dasselbe gilt insoweit, als 
Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder 
unleserlich angegeben haben (§ 17 VwVfG).

Nach § 18a Nummer 1 AEG, § 5 Absatz 1 PlanSiG kann 
von einer Erörterung abgesehen oder eine Online-Konsul­
tation nach § 5 Absatz 3 ff. PlanSiG durchgeführt werden. 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird die Anhörungsbe­
hörde nach Ablauf der Einwendungs-, Stellungnahme- und 
Äußerungsfrist die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen 
Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnah­
men von Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG, 
die rechtzeitig eingereichten Äußerungen im Sinne von § 21 
Absatz 1 UVPG sowie die Stellungnahmen der Behörden zu 
dem Plan mit den Vorhabensträgerinnen, den Behörden, 
den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erho­
ben, Stellungnahmen abgegeben oder sich zu den Umwelt­
auswirkungen des Vorhabens geäußert haben, erörtern. Der 
Erörterungstermin ist mindestens eine Woche vorher im 
Amtlichen Anzeiger und der Norderstedter Zeitung 
bekannt zu machen. Die Behörden, die Vorhabensträgerin­
nen und diejenigen, die Einwendungen erhoben, Stellung­
nahmen abgegeben oder sich zu den Umweltauswirkungen 
des Vorhabens geäußert haben, werden von dem Erörte­
rungstermin benachrichtigt.

Die Teilnahme am Erörterungstermin ist freigestellt. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin 
kann auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevoll­
mächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu­
weisen.

Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der 
Vorhabensträgerinnen mehr als 50 Benachrichtigungen 
vom Erörterungstermin oder außer an die Vorhabensträge­
rinnen mehr als 50 Zustellungen des Planfeststellungsbe­
schlusses vorzunehmen,

a) 	 können die Personen, die Einwendungen erhoben oder 
Äußerungen eingereicht haben, oder die Vereinigungen, 
die Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Erörte­
rungstermin durch öffentliche Bekanntmachung 
benachrichtigt werden,

b) 	kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwen­
dungen, Äußerungen und Stellungnahmen durch öffent­
liche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Bestimmungen des § 73 Absatz 3 Satz 1 und Absätze 5 
bis 7 VwVfG über die Bekanntmachung der Auslegung, den 
Erörterungstermin und die Benachrichtigung vom Erörte­
rungstermin gelten für die Äußerungen der betroffenen 
Öffentlichkeit nach §§ 18, 21 UVPG entsprechend (§ 18 
Absatz 1 Satz 4 UVPG).

Aufwendungen, die durch die Einsichtnahme in die 
Planunterlagen, durch die Erhebung von Einwendungen, 
durch das Einreichen von Äußerungen, durch die Abgabe 
von Stellungnahmen, durch die Teilnahme am Erörte­
rungstermin oder durch die Bestellung eines Vertreters 
entstehen, können nicht erstattet werden.

Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststel­
lungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den 
Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzuse­
hen (§ 73 Absatz 3 VwVfG), dürfen auf den vom Plan betrof­
fenen Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich 
wertsteigernde oder die geplanten Baumaßnahmen erheb­
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lich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen 
werden (Veränderungssperre, § 19 Absatz 1 Satz 1 AEG). 
Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise vorher 
begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die 
Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
davon nicht berührt. Unzulässige Veränderungen bleiben 
bei der Anordnung von Vorkehrungen und Anlagen (§ 74 
Absatz 2 VwVfG) und im Entschädigungsverfahren unbe­
rücksichtigt (§ 19 Absatz 1 Sätze 2, 3 AEG). Dies gilt vorlie­
gend für die durch die Änderungen zusätzlich in Anspruch 
zu nehmenden Flächen; hinsichtlich der bereits ausgeleg­
ten Pläne ist die Veränderungssperre bereits in Kraft und 
bleibt bestehen.

Die Zugänglichmachung des Inhalts der in der vorlie­
genden Bekanntmachung enthaltenen Bekanntmachung 
nach §§ 19 Absatz 1, 22 UVPG und der nach 19 Absatz 2 
UVPG auszulegenden Unterlagen (siehe oben) erfolgen im 
UVP-Portal unter der Adresse

https://www.uvp-portal.de/.

Hinsichtlich der Gewährleistung der Anforderungen 
der Datenschutz-Grundverordnung wird auf die Geltung 
der Datenschutzerklärung der Planfeststellungsbehörde der 
Behörde für Wirtschaft und Innovation verwiesen, einzuse­
hen unter der Adresse

https://www.hamburg.de/bwi/dse.

Hamburg, den 1. Juni 2021

Die Behörde für Wirtschaft und Innovation 
– Anhörungsbehörde – Amtl. Anz. S. 901

Allgemeine Vorprüfung 
des Einzelfalles nach § 9 UVPG

Die Firma Abfall-Verwertungs-Gesellschaft mbH, Bor­
sigstraße 2, 22113 Hamburg, hat mit dem Antrag vom  
18. Januar 2021 (vollständig eingegangen in der BUKEA am 
10. März 2021) eine Genehmigung nach §§ 16 Absatz 2 in 
Verbindung mit 8a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) für die Erhöhung der Lagerkapazität der Che­
misch-Physikalischen-Anlage (CPA) für gefährliche Flüssig­
abfälle (Ziffer 8.8.1.1 [G, E] des Anhangs 1 der 4. BImSchV) 
auf dem Betriebsgrundstück Borsigstraße 2 beantragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der An­
gaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich­
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 7 
UVPG hat nach überschlägiger Prüfung unter Berücksich­
tigung der einschlägigen Kriterien nach Anlage 3 UVPG 
ergeben, dass durch das beantragte Vorhaben keine erhebli­
chen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die in § 2 
Absatz 1 UVPG genannten Schutzgüter hervorgerufen wer­
den können, so dass die Durchführung einer Umweltver­
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/hh dar­
gelegt.

Hamburg, den 21. Mai 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft 

– Amt Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 904

Richtlinien 
der Freien und Hansestadt Hamburg 

über die Gewährung von Zuwendungen 
aus investiven Agrarförderprogrammen 

nach dem „Agrarförderprogramm 2015 bis 
2020“ der Freien und Hansestadt Hamburg

Förderziele
Im Rahmen des „Agrarförderprogramms 2015 bis 2020“ 

gewährt die Freie und Hansestadt Hamburg unter finanzi­
eller Beteiligung des Bundes nach Maßgabe dieser Richtli­
nien und der Verwaltungsvorschriften zu § 46 der Landes­
haushaltsordnung (LHO) Zuwendungen an landwirtschaft­
liche Unternehmen auf der Basis der Förderungsgrund­
sätze, wie sie vom Planungsausschuss für Agrarstruktur und 
Küstenschutz in Ausführung des GAK-Gesetzes1) beschlos­
sen wurden, sowie der hamburgischen Durchführungsrege­
lungen.

I.
Einzelbetriebliche Förderung

Teil A: 
Agrarinvestitionsförderungsprogramm

1.	 Zuwendungszweck
Zur Unterstützung einer wettbewerbsfähigen, nachhal­
tigen, besonders umwelt- und klimaschonenden, 
besonders tiergerechten und multifunktionalen Land­
wirtschaft können investive Maßnahmen in landwirt­
schaftlichen Unternehmen gefördert werden zur
–	 Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin­

gungen;
–	 Rationalisierung und Senkung der Produktionskos­

ten;
–	 Erhöhung der betrieblichen Wertschöpfung
unter besonderer Berücksichtigung einer Verbesserung 
des Verbraucher-, Tier-, Umwelt- und Klimaschutzes, 
sowie zur Vorbeugung von Schäden durch Naturkatas­
trophen gleichzusetzende widrige Witterungsverhält­
nisse.

2.	 Gegenstand der Förderung/Förderausschluss
2.1	 Förderungsfähig sind Investitionen in langlebige Wirt­

schaftsgüter, die
a)	 die Voraussetzungen des Artikels 17 Absatz 1 Buch­

stabe a der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 (ELER) 
erfüllen oder

b)	 die Voraussetzungen des Artikels 18 Absatz 1 Buch­
stabe a der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 (ELER) 
erfüllen

sowie
c)	 der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermark­

tung von Anhang I-Erzeugnissen dienen und
d)	 durch Schaffung der baulichen und technischen 

Voraussetzungen einem oder mehreren der unter 
Nummer 1 genannten Zuwendungszwecke dienen.

1)	 Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 11. Oktober 2016, in der jeweils gelten­
den Fassung
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Darüber hinaus sind besondere Anforderungen
e)	 in mindestens einem der Bereiche Verbraucher-, 

Umwelt- oder Klimaschutz
und zusätzlich
f)	 im Falle von Stallbauinvestitionen im Bereich Tier­

schutz entsprechend den Vorgaben der Anlage 1
zu erfüllen.
Maßnahmen zur Vorbeugung von Schäden durch 
Naturkatastrophen gleichzusetzende widrige Witte­
rungsverhältnisse sind von den besonderen Anforde­
rungen ausgenommen.
Die besonderen Anforderungen
–	 des Verbraucherschutzes werden erfüllt, wenn die 

Herstellung der Produkte nach den Anforderungen 
eines entsprechend Artikel 16 der ELER-Verord­
nung anerkannten Lebensmittelqualitäts-Pro­
gramms oder im Rahmen der Stärkung regionaler 
Wertschöpfungs-Ketten erfolgt,

–	 des Umwelt- und Klimaschutzes werden durch eine 
Verbesserung der Effizienz des Ressourceneinsatzes 
(z. B. von Wasser und/oder Energie) oder durch eine 
Verringerung der Stoffausträge oder der Emissio­
nen erfüllt und sind in geeigneter Art und Weise 
nachzuweisen.

Förderfähig sind die nachfolgend aufgeführten Ausga­
ben, soweit sie für die zu fördernden Vorhaben notwen­
dig sind:
–	 Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbe­

weglichem Vermögen;
–	 Investitionen in Bewässerungsanlagen, wenn eine 

Wassereinsparung von mindestens 15 % erreicht 
wird.

	 Bei der Erstanschaffung kann nur wassersparende 
Technik gefördert werden.2) Die zuständige Landes­
behörde prüft, ob für das Gebiet, in dem die Investi­
tion getätigt werden soll, eine weitere Genehmigung 
zur Wasserentnahme erteilt werden kann.

–	 Investitionen in Frostschutzberegnungsanlagen 
sind ausschließlich für Sonderkulturen förderfähig;

–	 Kauf von neuen Maschinen und Anlagen der Innen­
wirtschaft, einschließlich der für den Produktions­
prozess notwendigen Computersoftware, bis zum 
marktüblichen Wert des Wirtschaftsgutes;

–	 allgemeine Aufwendungen, etwa für Architektur- 
und Ingenieurleistungen, Baugenehmigungen so­
wie für Beratung, Betreuung von baulichen Investi­
tionen, Durchführbarkeitsstudien, den Erwerb von 
Patentrechten und Lizenzen.

Die Gebühren für die Betreuung von Investitionsvor­
haben sind bei einem förderungsfähigen baulichen 
Investitionsvolumen von mehr als 100 000,– Euro för­
derungsfähig.
Erschließungskosten sind nur förderfähig, soweit die 
Erschließung einer Verlegung des Betriebes oder 
wesentlicher Betriebsteile in den Außenbereich dient.

2.2	 Förderausschluss
Von der Förderung sind ausgeschlossen:
a)	 Landankauf,
b)	 der Erwerb von Produktionsrechten und Gesell­

schaftsanteilen, Tieren, Pflanzrechten oder Pflan­
zen, es sei denn, sie dienen der Anlage von Dauer­
kulturen, sowie Ersatzinvestitionen,

c)	 Maschinen und Geräte für die Außenwirtschaft,

d)	 laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbind­
lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungs­
kosten und Gebühren für eine Beratung in Rechts­
sachen,

e)	 Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen,

f)	 Investitionen in Wohnungen und Verwaltungsge­
bäuden,

g)	 Maschinen- und Erntelagerhallen mit Ausnahme 
klimatisierter Lagerräume für Obst, Gemüse und 
sonstige Sonderkulturen, die besondere Anforde­
rungen an den Ressourcenschutz erfüllen (vgl. 
Anlage 3), sowie mit Ausnahme von Lagerräumen 
für Grobfutter im Zusammenhang mit der eigenbe­
trieblichen Umsetzung besonders tiergerechter oder 
standortgerechter Produktionsverfahren,

h)	 Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusam­
menhängende bauliche Anlagen und technische 
Einrichtungen, die durch das Erneuerbare-Energi­
engesetz oder das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
begünstigt werden können,

i)	 Investitionen in die Herstellung von Erzeugnissen 
zur Imitation oder Substitution von Milch oder 
Milcherzeugnissen.

3.	 Zuwendungsempfangende

Gefördert werden Kleinst-, kleine oder mittlere Unter­
nehmen im Sinne des Anhangs 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 702/20143) (Agrarfreistellungsverordnung), unbe­
schadet der gewählten Rechtsform, wenn entweder

–	 deren Geschäftstätigkeit zu wesentlichen Teilen 
(mehr als 25 % Umsatzerlöse) darin besteht, durch 
Bodenbewirtschaftung oder durch mit Bodenbe­
wirtschaftung verbundene Tierhaltung pflanzliche 
oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen und

–	 die in § 1 Absatz 2 des Gesetzes über die Alterssiche­
rung der Landwirte (ALG) genannte Mindestgröße 
erreicht oder überschritten wird

oder

–	 das Unternehmen einen landwirtschaftlichen Be­
trieb bewirtschaftet und unmittelbar kirchliche, 
gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgt.

Als Tierhaltung im Sinne des 1. Tirets gelten auch die 
Imkerei sowie die Wanderschäferei.

Nicht gefördert werden Unternehmen,

–	 bei denen die Kapitalbeteiligung der öffentlichen 
Hand mehr als 25 % des Eigenkapitals des Unter­
nehmens beträgt.

4. 	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 	 Allgemeine Anforderungen

Der Zuwendungsempfangende hat:

–	 berufliche Fähigkeiten für eine ordnungsgemäße 
Führung des Betriebes nachzuweisen. Bei juristi­
schen Personen und Personengesellschaften muss 

2)	 Es sind die Vorgaben des Artikels 46 der ELER-Verord­
nung zu beachten

3)	 Anhang 1 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 (Agrar­
freistellungsverordnung) der Kommission vom 25. Juni 
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in 
ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwen­
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union.
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mindestens ein Mitglied der Unternehmensleitung 
diese Voraussetzung erfüllen,

–	 grundsätzlich eine Vorwegbuchführung für min­
destens drei Jahre vorzulegen. Aus der Vorweg­
buchführung soll sich der Erfolg der bisherigen 
Bewirtschaftung des Unternehmens nachweisen las­
sen.

–	 ab einem förderfähigen Investitionsvolumen von 
100 000,– Euro eine Buchführung für mindestens 
fünf Jahre vom Zeitpunkt der Bewilligung an fort­
zuführen und

–	 einen Nachweis in Form eines Investitionskonzep­
tes über die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens 
und der durchzuführenden Maßnahmen zu erbrin­
gen. Im Falle von Investitionen mit einem förderfä­
higen Investitionsvolumen von nicht mehr als 
100 000,– Euro kann ein vereinfachtes Investitions­
konzept verwendet werden. Das Investitionskon­
zept soll eine Abschätzung über die Verbesserung 
der Wirtschaftlichkeit des Unternehmens auf 
Grund der durchzuführenden Maßnahme zulassen.

–	 im Falle von Kooperationen den Kooperationsver­
trag und bei Kooperationen gemäß Artikel 35 
ELER-VO bzw. Operationelle Gruppen (OG) 
zusätzlich den Geschäfts- bzw. Aktionsplan sowie 
sonstige Unterlagen, die die Konzeption und die 
Ziele der Kooperation aufzeigen, vorzulegen.

Die Summe der positiven Einkünfte (Prosperitäts­
grenze) des Zuwendungsempfangenden und seines 
Ehegatten darf zum Zeitpunkt der Antragstellung im 
Durchschnitt der letzten drei vorliegenden Steuerbe­
scheide 150 000,– Euro je Jahr bei Ledigen und 
180 000,– Euro je Jahr bei Ehegatten nicht überschrit­
ten haben. In begründeten Einzelfällen genügt es, zur 
Feststellung der Summe der positiven Einkünfte nur 
den letzten vorliegenden Steuerbescheid heranzuzie­
hen.

Bei juristischen Personen und Personengesellschaften 
einschließlich der GmbH & Co. KG gelten diese Vor­
aussetzungen für alle Gesellschafter, Mitglieder der 
Genossenschaft und Aktionäre (jeweils einschließlich 
ihrer Ehegatten), sofern diese hauptberuflich im Unter­
nehmen tätig sind oder über einen Kapitalanteil von 
mehr als 5 % verfügen. Falls die Summe der positiven 
Einkünfte eines der oben genannten Kapitaleigner 
150 000,– Euro je Jahr bei Ledigen und 180 000,– Euro 
je Jahr bei Ehegatten überschreitet, wird das förde­
rungsfähige Investitionsvolumen des Zuwendungs­
empfangenden um den Anteil vom Hundert gekürzt, 
der dem Kapitalanteil dieses Gesellschafters, Genos­
senschaftsmitglieds oder Aktionärs entspricht.

4.2 	 Existenzgründung

Bei Unternehmen, die während eines Zeitraumes von 
höchstens zwei Jahren vor Antragstellung gegründet 
wurden und die auf eine erstmalige selbständige Exis­
tenzgründung zurückgehen, gelten die Voraussetzun­
gen der Nummer 4.1 mit der Maßgabe, dass

–	 ein angemessener Eigenkapitalanteil am Unterneh­
men und am zu fördernden Vorhaben sowie

–	 die Wirtschaftlichkeit der durchzuführenden Maß­
nahmen durch eine differenzierte Planungsrech­
nung nachzuweisen sind.

Diese Bestimmungen gelten nicht für Unternehmen, 
die infolge einer Betriebsteilung oder im Rahmen der 
Hofnachfolge neu gegründet werden.

4.3	 Junglandwirte

Junglandwirte (zum Zeitpunkt der Antragstellung 
höchstens 40 Jahre alt), die nach Nummer 5.2 c) geför­
dert werden, müssen zusätzlich zur Erfüllung der 
Nummer 4.1 sowie gegebenenfalls 4.2 nachweisen, dass 
die geförderte Investition während eines Zeitraumes 
von fünf Jahren nach der erstmaligen Niederlassung als 
Allein- oder Mitunternehmer in einem landwirtschaft­
lichen Betrieb getätigt wird.

5.	 Art und Höhe der Zuwendungen

5.1	 Zuwendungsart

Die Zuwendungen werden als Zuschüsse gewährt.

Das Mindestinvestitionsvolumen beträgt 20 000,– Euro.

Die Förderung wird begrenzt auf ein förderungsfähiges 
Investitionsvolumen von 5,0 Mio. Euro. Diese Ober­
grenze kann unter Berücksichtigung eines Übergangs­
zeitraums in der Agrarförderung (GAP) in den Jahren 
von 2014 bis 2022 höchstens einmal pro Zuwendungs­
empfänger ausgeschöpft werden.

Der Gesamtwert der nach Nummer 5.2 gewährten Bei­
hilfen darf, ausgedrückt als Prozentsatz der Bemes­
sungsgrundlage, den Wert von 40 % nicht übersteigen. 
Dies gilt nicht für die Nummern 5.2 c und 5.3.

5.2 	 Höhe der Zuwendungen

a)	 Für Investitionen nach Ziffer 2.1 sowie für Erschlie­
ßungsmaßnahmen kann ein Zuschuss bis zu 20 % 
der förderfähigen Kosten gewährt werden.

b)	 Für Investitionen nach Ziffer 2.1 e), die die bauli­
chen Anforderungen an eine besonders tiergerechte 
Haltung gemäß Anlage 1 Teil B erfüllen, kann ein 
Zuschuss bis zu 40 % der förderfähigen Kosten 
gewährt werden.

c)	 Bei Junglandwirten nach Nummer 4.3 kann zusätz­
lich ein Zuschuss von bis zu 10 % der förderfähigen 
Kosten, maximal 20 000,– Euro, gewährt werden.

d)	 Betreuergebühren werden als förderfähig anerkannt 
bis zu einer Höhe von

–	 2,5 % des förderfähigen Investitionsvolumens bis zu 
500 000,– Euro,

–	 bis zu 1,5 % des 500 000,– Euro überschreitenden 
Anteils des förderfähigen Investitionsvolumens.

Der Sockelbetrag der förderfähigen Betreuergebühren 
beträgt 6000,– Euro, der Höchstbetrag 17 500,– Euro.

Der Fördersatz beträgt maximal 60 % der förderfähigen 
Betreuergebühren.

Eine weitere Förderung der Betreuung mit Zuschüssen 
nach den Nummern 5.2 a und b ist ausgeschlossen.

5.3	 Investitionen nach Nummer 1.2, die im Rahmen einer 
Kooperation durchgeführt werden, können einen Auf­
schlag von bis zu 10 %-Punkten auf die unter Nummer 
5.2 genannten Zuschusssätze erhalten.

5.4	 Investitionen nach Nummer 2.1, die im Rahmen des 
EIP durchgeführt werden, können einen Aufschlag von 
bis zu 20 %-Punkten auf die unter Nummer 5.2 genann­
ten Zuschusssätze erhalten.

5.5	 Investitionen nach Nummer 2.1, die im Falle von 
Modernisierungsmaßnahmen für eine besonders tier­
gerechte Haltung, wie im Rahmen der Umstellung der 
Haltung von Jung- oder Zuchtsauen (Deckzentrum 
oder Abferkelbereich) oder der Umstellung von Anbin­
dehaltung auf Laufstallhaltung bei Milchkühen, Auf­
zuchtrindern, Mastrindern oder Mutterkühen durch­
geführt werden, können einen Aufschlag von 
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10 %-Punkten auf die unter Nummer 5.2 a) genannte 
Zuschusshöhe erhalten. Diese Teilmaßnahme ist 
befristet bis zum 31. Dezember 2025.

5.6	 Investitionen nach Nummer 2.1, die nach ihrer Durch­
führung zu einer deutlichen Minderung von Emissio­
nen bei der Lagerung von flüssigen Wirtschaftsdün­
gern außerhalb von Stallbauten beitragen, können 
einen Aufschlag von bis zu 20 %-Punkten auf die unter 
Nummer 5.2 a) genannte Zuschusshöhe erhalten. Für 
eine deutliche Minderung von Emissionen bei der 
Lagerung von flüssigen Wirtschaftsdüngern müssen 
die Lagerstätten über eine feste Abdeckung und zudem 
über eine Mindestlagerkapazität verfügen, die zwei 
Monate über die betriebsindividuellen ordnungsrecht­
lichen Vorgaben hinausgeht. Diese Teilmaßnahme ist 
bis zum 31. Dezember 2024 ausgesetzt, sofern die Maß­
nahme nicht in Verbindung mit einer nach Nummer 2.1 
geförderten Stallbaumodernisierungs- oder Stallneu­
baumaßnahme steht.

6.	 Sonstige Bestimmungen
6.1	 Inanspruchnahme der Betreuung und Beratung

Der Zuwendungsempfangende ist bei einem förderfä­
higen baulichen Investitionsvolumen von mehr als 
100 000,– Euro zur Inanspruchnahme einer Betreuung 
durch ein zugelassenes Betreuungsunternehmen ver­
pflichtet. Einzelheiten zu den Aufgaben des Betreuers 
ergeben sich aus der Anlage 4 dieser Richtlinie und 
sind Grundlage der mit dem zugelassenen Betreuer zu 
schließenden Verträge. Bei einem unterhalb dieser 
Schwelle liegenden Volumen, sowie bei der Beschaf­
fung von Maschinen und Geräten ist der Zuwendungs­
empfangende zur Inanspruchnahme einer Beratung 
durch ein zugelassenes Betreuungsunternehmen ver­
pflichtet; diese erfolgt vor Antragstellung, bei späteren 
wesentlichen Änderungen sowie zur Erstellung des 
Verwendungsnachweises.

6.2	 Zweckbindungsfrist
Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass die geförder­
ten
–	 Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines 

Zeitraumes von 12 Jahren ab Fertigstellung,
–	 Maschinen, technischen Einrichtungen und Geräte 

innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab Lie­
ferung

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden.
Der Rückzahlungsanspruch vermindert sich für jedes 
volle Jahr ordnungsgemäßer Nutzung
–	 bei Bauten und baulichen Anlagen vom Zeitpunkt 

der Fertigstellung um 8 1/3 v.H.,
–	 bei Maschinen, Geräten und technischen Einrich­

tungen vom Zeitpunkt der Lieferung bzw. Fertig­
stellung an um 20 v.H..

6.3	 Evaluation
Für eine Evaluation der Förderung ist es erforderlich, 
dass Daten erhoben werden können. Daher kann dem 
Antragsteller die Vorlage von Buchführungsabschlüs­
sen nach Abschluss des Wirtschaftsjahres zur Auflage 
gemacht werden. Die Bewilligungsbehörde ist zu des­
sen Auswertung berechtigt.

6.4	 Kumulierbarkeit
Vorhaben, die aus Mitteln anderer öffentlicher Förde­
rungsprogramme gefördert werden, dürfen nicht 
gleichzeitig nach diesen Grundsätzen gefördert werden.

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftli­
chen Rentenbank, COSME (Programm für die Wettbe­
werbsfähigkeit von Unternehmen und für KMU) des 
Europäischen Investitionsfonds (EIF) oder der Förder­
banken der Länder ist möglich.
Neben einer investiven Förderung ist in demselben 
Bereich eine Förderung nach der Maßnahme „Nach­
haltige markt- und standortangepasste Landbewirt­
schaftung“ (MSL), Teilmaßnahme F „Förderung 
besonders tiergerechter Haltungsverfahren“, möglich.
Die Förderobergrenzen dürfen bei einer Kumulation 
nicht überschritten werden.

6.5 	 Beihilferechtliche Bestimmungen
Die Maßnahme ist für die Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
nach der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 von der Pflicht 
zur beihilferechtlichen Anmeldung nach Artikel 108 
Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union (AEUV) unter der Beihilfenummer 
SA. 62905 (2021/XA) befreit.
Zusätzlich sind für eine Förderung folgende beihilfe­
rechtlichen Bestimmungen zu beachten:
a)	 Für Investitionen in die Primärproduktion sind die 

Anforderungen des Artikels 14 der Verordnung 
(EU) Nr. 702/20144) und für die Verarbeitung und 
Vermarktung die Anforderungen des Artikels 17 
der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 einzuhalten.

b)	 Investitionen in Bewässerungsanlagen sind unter 
den Vorgaben von Artikel 14 Absatz 6 Buchstabe f) 
sowie Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 
möglich.

c)	 Investitionen zur Verhütung von Schäden durch 
Naturkatastrophen gleichzusetzende widrige Witte­
rungsverhältnisse (Frost, Stürme und Hagel, Eis, 
starke oder anhaltende Regenfälle oder Dürre), sind 
nur für Sonderkulturen förderfähig. Es gelten die 
Voraussetzungen gemäß Artikel 14 Absatz 6 Buch­
stabe h der Verordnung (EU) Nr. 702/2014.

d)	 Zudem sind die Vorgaben von Artikel 14 Absatz 9 
und Absatz 11 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 
einzuhalten.

e)	 Ausgedrückt als absolute Zahl dürfen Beihilfen, die 
als Staatliche Beihilfen gewährt werden, den Betrag 
von 500 000,– Euro pro Unternehmen und Investiti­
onsvorhaben nicht übersteigen.

Teil B:
Investitionen zur Diversifizierung

1.	 Verwendungszweck
Die gesamtwirtschaftlichen und sektoralen Rahmenbe­
dingungen für die Landwirtschaft bedingen deren ste­
tigen Strukturwandel. Nicht alle Inhaber landwirt­
schaftlicher Unternehmen werden auch in Zukunft ein 
ausreichendes Einkommen aus der landwirtschaftli­
chen Produktion erwirtschaften können. Die Schaf­
fung zusätzlicher Einkommensquellen aus selbständi­
ger Tätigkeit wird unterstützt und damit ein Beitrag 

4)	 Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom  
25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimm­
ter Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in 
ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwen­
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 193 vom 
1. Juli 2014, S. 1).
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zur Erhaltung der Wirtschaftskraft des ländlichen 
Raums geleistet.

2.	 Gegenstand der Förderung/Förderausschluss
2.1	 Gefördert werden Investitionen zur Schaffung zusätzli­

cher Einkommensquellen im ländlichen Raum Ham­
burgs, die grundsätzlich die Bedingungen des Artikels 
19 Absatz 1 Buchstabe b ELER-Verordnung5) sowie  
die Bedingungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/20136) 
(De-minimis-Beihilfen) erfüllen.
Förderfähig sind die nachfolgend aufgeführten Ausga­
ben, soweit sie für die zu fördernden Vorhaben notwen­
dig sind:
a)	 Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbe­

weglichem Vermögen;
b)	 Erstanschaffung von neuen Maschinen und Anla­

gen für die Innenwirtschaft im Rahmen der Schaf­
fung zusätzlicher Einkommensquellen, einschließ­
lich Computersoftware, bis zum marktüblichen 
Wert des Wirtschaftsgutes;

c)	 allgemeine Aufwendungen, etwa für Architektur- 
und Ingenieurleistungen sowie für Beratung, 
Betreuung von baulichen Investitionen, Baugeneh­
migungen, Durchführbarkeitsstudien, den Erwerb 
von Patentrechten und Lizenzen, bis zu einem 
Höchstsatz von insgesamt bis zu 12 % der genannten 
förderfähigen Ausgaben;

d)	 Investitionen im Bereich „Urlaub auf dem Bauern­
hof“ können nur bis zur Gesamtkapazität von 25 
Gästebetten gefördert werden.

Bei Anträgen auf Förderung von Brennereien werden 
die Bedingungen den Antragstellern gesondert mitge­
teilt.

2.2 	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:
a)	 Investitionen, die ausschließlich die Erzeugnisse 

gemäß Anhang I des Vertrages über die Arbeits­
weise der Europäischen Kommission (AEUV) 
betreffen,

b)	 laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbind­
lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungs­
kosten und Gebühren für eine Beratung in Rechts­
sachen,

c)	 Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen,
d)	 Anlageinvestitionen für die Produktion von erneu­

erbaren Energien, die nach EEG förderfähig sind,
e)	 Investitionen in Stallhaltungsanlagen zur Pensi­

onstierhaltung, sofern nicht die Auflagen aus der 
Anlage 1 Teil A analog eingehalten werden.

3.	 Zuwendungsempfangende
3.1	 Gefördert werden Unternehmen,

–	 deren Geschäftstätigkeit zu wesentlichen Teilen 
(mehr als 25 % Umsatzerlöse) darin besteht, durch 
Bodenbewirtschaftung oder durch mit Bodenbe­
wirtschaftung verbundene Tierhaltung pflanzliche 
oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen, und

–	 die die in § 1 Absatz 2 ALG7) genannte Mindest­
größe erreichen oder überschreiten,

–	 die einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaf­
ten und unmittelbar kirchliche, gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke verfolgen,

oder
–	 Inhaber landwirtschaftlicher Einzelunternehmen, 

deren Ehegatten, mitarbeitende Familienangehö­
rige gemäß § 1 Absatz 8 ALG, soweit sie in räumli­

cher Nähe zum landwirtschaftlichen Betrieb erst­
malig eine selbständige Existenz gründen oder ent­
wickeln.

Als Tierhaltung gelten auch Imkerei, Aquakultur, Bin­
nenfischerei sowie Wanderschäferei.

3.2 	 Nicht gefördert werden

a)	 Unternehmen, bei denen die Kapitalbeteiligung der 
öffentlichen Hand mehr als 25 % des Eigenkapitals 
des Unternehmens beträgt,

b)	 Unternehmen, die sich im Sinne der „Leitlinien der 
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung 
und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten“ in Schwierigkeiten befinden.

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfangende hat:

–	 berufliche Fähigkeiten für eine ordnungsgemäße 
Führung des Betriebes nachzuweisen. Bei juristi­
schen Personen und Personengesellschaften muss 
mindestens ein Mitglied der Unternehmensleitung 
diese Voraussetzung erfüllen,

–	 grundsätzlich eine Vorwegbuchführung für min­
destens drei Jahre vorzulegen,

–	 ab einem förderfähigen Investitionsvolumen von 
100 000,– Euro eine Buchführung für mindestens 
fünf Jahre vom Zeitpunkt der Bewilligung an fort­
zuführen und

–	 einen Nachweis in Form eines Investitionskonzep­
tes über die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens 
und der durchzuführenden Maßnahmen zu erbrin­
gen.

Aus der Vorwegbuchführung soll sich der Erfolg der 
bisherigen Bewirtschaftung des Unternehmens nach­
weisen lassen. Das Investitionskonzept soll eine 
Abschätzung über die Verbesserung der Wirtschaft­
lichkeit des Unternehmens auf Grund der durchzufüh­
renden Maßnahme zulassen.

Die Prosperitätsgrenze gemäß Abschnitt A. Nummer 
4.1 findet Anwendung.

5.	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen

5.1 	 Zuwendungsart

Die Zuwendungen werden als Zuschüsse und als 
De-minimis-Beihilfe gewährt.

5.2 	 Mindestinvestitionsvolumen

Das Mindestinvestitionsvolumen beträgt 10 000,– Euro.

5.3 	 Höhe des Zuschusses

Es kann ein Zuschuss von bis zu 25 % der Bemessungs­
grundlage gewährt werden.

Betreuergebühren werden als förderfähig anerkannt bis 
zu einer Höhe von

–	 2,5 Prozent des förderfähigen Investitionsvolumens 
bis zu 500 000,– Euro,

5)	 Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Rates vom 17. De­
zember 2013

6)	 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L352/1 vom 
24. Dezember 2013)

7)	 Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte
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–	 bis zu 1,5 Prozent des 500 000,– Euro überschreiten­
den Anteils des förderfähigen Investitionsvolu­
mens.

Der Höchstbetrag der förderfähigen Betreuergebühren 
beträgt 17 500,– Euro. Der Fördersatz beträgt maximal 
60 % der förderfähigen Betreuergebühren. Eine weitere 
Förderung der Betreuung ist ausgeschlossen.

6.	 Sonstige Bestimmungen

6.1	 Die Regelungen zur Inanspruchnahme der Betreuung 
und der Beratung gemäß Teil A. Nummer 6.1 finden 
Anwendung.

6.2	 Der Gesamtwert der einem Unternehmen gewährten 
De-minimis-Beihilfen darf 200 000,– Euro bezogen auf 
einen Zeitraum von drei Jahren nicht übersteigen.

6.3	 Die Zweckbindungsfristen gemäß Teil A. Nummer 6.2 
finden Anwendung.

6.4 	 Kumulierbarkeit

Vorhaben, die aus Mitteln anderer öffentlicher Förder­
programme gefördert werden, dürfen nicht gleichzeitig 
nach diesen Grundsätzen gefördert werden.

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftli­
chen Rentenbank, COSME (Programm für die Wettbe­
werbsfähigkeit von Unternehmen und für KMU) des 
Europäischen Investitionsfonds (EIF) oder der Förder­
banken der Länder ist möglich, sofern und soweit hier­
bei die beihilferechtlichen Förderhöchstgrenzen nicht 
überschritten werden.

II.

Verfahrens- und Schlussvorschriften

1.	 Allgemeines

1.1	 Es finden die Verwaltungsvorschriften zu § 46 LHO in 
der jeweils geltenden Fassung und als deren Bestand­
teil die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen­
dungen zur Projektförderung (ANBest-P) Anwendung, 
soweit nicht in den nachstehenden Bestimmungen 
Abweichendes geregelt ist.

1.2	 Das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofes steht 
auch dem Bundesrechnungshof sowie den Prüforganen 
der Bewilligungsbehörde zu.

1.3	 Die Förderungen sind Subventionen im Sinne des 
Hamburgischen Subventionsgesetzes vom 30. Novem­
ber 1976 in Verbindung mit dem (Bundes-)Subven­
tionsgesetz vom 29. Juli 1976. Die Angaben zur An­
tragsberechtigung und zum Vorhaben sind subven­
tionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuchs, 
soweit es sich um Tatsachen handelt, von denen nach 
dem Zweck der Förderung und den der Förderung 
zugrundeliegenden Bestimmungen die Bewilligung, 
Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder 
das Belassen der Förderung abhängt.

1.4	 Zuwendungsanspruch

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rah­
men der im Haushaltsplan der Freien und Hansestadt 
Hamburg bereitgestellten Haushaltsmittel. Reichen die 
verfügbaren Haushaltsmittel zur Berücksichtigung 
aller vorliegenden richtliniengemäßen Anträge nicht 
aus, werden sie primär nach fachlichen Gesichtspunk­
ten oder unter Anwendung eines Kürzungskoeffizien­
ten vergeben.

Förderungsmittel werden nur insoweit gewährt,
–	 als der angestrebte agrarstrukturelle bzw. betriebs­

wirtschaftliche Erfolg ohne Inanspruchnahme die­
ser Mittel nicht erzielt werden kann,

–	 andere öffentliche Finanzierungshilfen (ausgenom­
men solche aus Landesmitteln) nicht in Anspruch 
genommen werden können und

–	 die oder der Begünstigte eigene und ihres Ehegatten 
oder seiner Ehegattin Vermögenswerte sowie sons­
tige Eigenleistungen im Rahmen des Zumutbaren 
in das Verfahren einbringt.

Förderungsmittel werden nicht bewilligt, wenn der 
Begünstigte oder der Ehegatte erhebliche Vermögens­
werte besitzt, die nicht zum landwirtschaftlichen 
Betrieb gehören oder wenn erhebliche Erlöse aus der 
Veräußerung von bebauten oder unbebauten Grund­
stücken erzielt werden könnten. Voraussetzung ist, 
dass die Vermögenswerte oder die Erlöse für das Vorha­
ben eingesetzt werden könnten und die Verwertung 
zumutbar ist. Der Begünstigte und seine Ehegattin 
haben im Antrag entsprechende Erklärungen abzuge­
ben.

2.	 Behördliche Zuständigkeit und Antragsverfahren
2.1	 Für die Abwicklung der Förderungsmaßnahmen ist die 

Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirt­
schaft zuständig (Bewilligungsbehörde).

2.2	 Förderungsmittel werden auf schriftlichen Antrag 
gewährt, der auf vorgeschriebenem Vordruck, welche 
bei den Betreuungsunternehmen vorliegen, mit den 
jeweils erforderlichen Unterlagen bei der Bewilligungs­
behörde einzureichen ist. Einzelheiten können sich 
gegebenenfalls aus Merkblättern ergeben. Die Bewilli­
gungsbehörde kann die Vorlage weiterer Unterlagen 
fordern und zusätzliche Auskünfte einholen.

2.3	 Sofern der Antragsteller gemäß Abschnitten A und B 
Nummer 6.1 einen zugelassenen Betreuer eingeschaltet 
hat, ist dem Antrag eine Ausfertigung des Betreuungs­
vertrages beizufügen. Zuständig für die Anerkennung 
von Betreuern ist die Bewilligungsbehörde. Derzeit 
sind zugelassen:
–	 Landwirtschaftskammer Hamburg,
–	 Niedersächsische Landgesellschaft mbH,
–	 Norddeutsche Bauernsiedlung GmbH.

2.4	 Mit den geplanten Investitionen darf grundsätzlich erst 
begonnen werden, nachdem die Entscheidung der 
Bewilligungsbehörde über die Bewilligung von Finan­
zierungshilfen bzw. die Genehmigung zur Ergänzung 
oder Änderung des Investitionskonzepts des Antrag­
stellers vorliegt. Als Investitionsbeginn sind solche 
Maßnahmen anzusehen, die die Investition, für die 
Finanzierungshilfen beantragt werden, bereits im 
Grundsatz festlegen (Abschluss von Lieferungs- und 
Leistungsverträgen).
Ausnahmegenehmigungen für einen vorzeitigen Inves­
titionsbeginn sind schriftlich bei der Bewilligungsbe­
hörde zu beantragen. Mit den Investitionen darf nicht 
vor Erteilung der Ausnahmegenehmigung begonnen 
werden. Ein Anspruch auf Bewilligung von Finanzie­
rungshilfen kann aus einer Ausnahmegenehmigung 
nicht hergeleitet werden.

3. 	 Vergabe von Aufträgen
Abweichend von Ziffer 3.1 der ANBest-P sind Aufträge 
– auch bei einem vorzeitigen Maßnahmenbeginn – nur 
an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige 
Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten und 
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zu wirtschaftlichen Bedingungen zu vergeben (dies ist 
durch das Betreuungsunternehmen zu bestätigen); 
dazu sind mindestens drei Angebote einzuholen. 
Soweit dies im Einzelfall nicht möglich ist, hat der Auf­
traggeber vor der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
die Gründe zu dokumentieren (vgl. Anlage 2).
Die weitergehenden Regelungen zur Anwendung von 
Vergabevorschriften nach Nummer 3.1 der ANBest-P, 
insbesondere hinsichtlich der Verpflichtung zur 
Durchführung EU-weiter Ausschreibungen, bleiben 
unberührt.
Die Einhaltung der Vergabeauflagen ist vom Zuwen­
dungsempfänger zu dokumentieren.

4.	 Bewilligung
Die Förderungsmittel werden als Anteilfinanzierung 
bewilligt.
Die Bewilligung wird im Voraus ausgesprochen. Die 
Bewilligungsbehörde kann die in den Bewilligungsbe­
scheiden für die einzelnen Haushaltsjahre vorgesehe­
nen Mittel austauschen, soweit die ihr insgesamt für die 
einzelnen Haushaltsjahre zur Verfügung stehenden 
Mittel dies gestatten.
Zuwendungen für den Erwerb von Grundstücken wer­
den durch öffentlich-rechtlichen Vertrag (Zuwen­
dungsvertrag) gewährt, in dem die Anforderungen 
eines Wertausgleiches im Falle der Veräußerung zu 
berücksichtigen sind. Hierbei gelten die Vorschriften 
für Zuwendungen durch Bescheid sinngemäß.
Eine Ausfertigung des Bescheides erhält gegebenenfalls 
auch der Betreuer.

5.	 Gebühren
Für das Antrags- sowie das Auszahlungs-Verfahren 
werden keine Gebühren erhoben.

6.	 Auszahlung von Zuschüssen
Zuschüsse werden nach Vorlage der zur Auszahlung 
erforderlichen Unterlagen oder Nachweise unmittelbar 
von der Bewilligungsbehörde auf das vom Zuwen­
dungsempfänger angegebene Konto überwiesen.

7.	 Rückforderung der Mittel
7.1	 Die Bewilligungsbehörde kann Zuwendungsbescheide 

u. a. auch dann zurücknehmen oder ganz oder teilweise 
widerrufen und den Zuwendungsempfangenden zur 
Rückzahlung von Zuwendungen verpflichten, wenn
–	 mit Investitionsmaßnahmen, vor der Bewilligung 

der Förderung oder vor der behördlichen Entschei­
dung über eine Ausnahmegenehmigung begonnen 
worden war;

–	 ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde 
wesentlich von dem Investitionskonzept abgewi­
chen worden ist;

–	 über das Vermögen des Zuwendungsempfangenden 
das Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse 
eingestellt worden ist, bzw. bei Zwangsvollstre­
ckungsverfahren in das Betriebsvermögen;

–	 die ordnungsgemäße Bewirtschaftung oder die 
geschlossene Erhaltung des landwirtschaftlichen 
Betriebes nicht gesichert ist;

–	 der Verwendungsnachweis nicht ordnungsgemäß 
erbracht oder nicht rechtzeitig vorgelegt wird (vgl. 
Nummer 8);

–	 soweit geförderte Grundstücke, Bauten, bauliche 
Anlagen, Maschinen oder Geräte ohne Zustimmung 
der Bewilligungsbehörde veräußert, verpachtet oder 
nicht mehr dem Bewilligungszweck entsprechend 

verwendet werden, abgesehen von dem Fall der Ver­
äußerung oder Vermietung von Maschinen und 
Geräten im Rahmen einer ordnungsgemäßen Wirt­
schaftsführung.

8.	 Verwendungsnachweis für Zuwendungen nach 
Abschnitt I, A und B

8.1	 Der Nachweis über die Verwendung der Zuwendung 
gemäß Nummer 6 ANBest-P ist von dem Begünstigten 
spätestens sechs Monate nach Ablauf des Bewilligungs­
zeitraums zu führen.

8.2	 Dem Verwendungsnachweis sind beizufügen die

–	 Rechnungsunterlagen, die entsprechend den Posi­
tionen des Verwendungsnachweises zu ordnen und 
für jede Position gesondert auszurechnen sind und

–	 bei Landzukäufen der die Ankaufsfläche enthal­
tende Grundbuchauszug.

Bei Einschaltung eines Betreuers ist dieser bei der 
Erstellung des Verwendungsnachweises einzubinden 
und im Falle von baulichen Maßnahmen durch den 
Betreuer bestätigen zu lassen, dass die baulichen Maß­
nahmen entsprechend den Plänen durchgeführt wur­
den, die der Bewilligungsbehörde vorgelegt und von 
ihr gebilligt worden sind.

8.3	 Die Rechnungsunterlagen sind mindestens fünf Jahre 
für eine Prüfung bereitzuhalten.

9.	 Örtliche Kontrollen

Die Richtigkeit der Angaben und die Einhaltung der 
Förderungsvoraussetzungen werden durch die Bewilli­
gungsbehörde örtlich überprüft.

10.	 Publizität

An den geförderten Objekten sind bei Investitionen ab 
50 000,– Euro an geeigneter Stelle Erläuterungstafeln 
anzubringen. Einzelheiten können in Merkblättern 
geregelt werden.

11.	 Schlussvorschriften

Diese Richtlinien treten an die Stelle der Richtlinien 
der Freien und Hansestadt Hamburg über die Gewäh­
rung von Zuwendungen aus investiven Agrarförder­
programmen nach dem „Agrarförderprogramm 2015 
bis 2020“ der Freien und Hansestadt Hamburg vom 23. 
Februar 2016 (Amtl. Anz. 2016 S. 349) zuletzt geändert 
mit Bekanntmachung vom 30. August 2019. Sie gelten 
ab dem 1. Januar 2021. Nach Ablauf des 31. Dezember 
2022 können auf ihrer Grundlage keine Bewilligungen 
ausgesprochen werden. Beschlüsse des Planungsaus­
schusses für Agrarstruktur und Küstenschutz zu den 
Abschnitten A und B, die nach der Bekanntgabe dieser 
Richtlinie gefasst werden, gelten mit ihrem Wirksam­
werden als Bestandteil dieser Richtlinie.

Hamburg, den 19. Mai 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 904

Anlage 1

Bauliche Anforderungen

Teil A: Basisförderung

Teil B: Premiumförderung

Die Anlage wird bei Anträgen auf Förderung tierhal­
tungsbezogener investiver Maßnahmen den Antragstellern 
ausgehändigt.
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Anlage 2

Vergabe von Aufträgen

Zu Abschnitt III, Ziffer 3.

Als fachkundig, leistungsfähig und zuverlässig im Sinne 
dieser Richtlinien sind Anbieter anzusehen, wenn diese

–	 auf Grund ihrer geschäftlichen Ausrichtung und der 
damit verbundenen Qualifikation zur fachgerechten 
Erstellung des betreffenden Gewerkes imstande sind 
und/oder

–	 über entsprechende geeignete Referenzen verfügen und

–	 bisher bei der Abwicklung derartiger oder ähnlich gela­
gerter Vorhaben nicht negativ in Erscheinung getreten 
sind.

Hinsichtlich einer Vergabe nach wettbewerblichen 
Gesichtspunkten und zu wirtschaftlichen Bedingungen 
erfüllt grundsätzlich das preislich günstigere Angebot diese 
Anforderung. Davon kann im Einzelfall abgewichen wer­
den, wenn Wirtschaftlichkeit und/oder Vorteilhaftigkeit für 
den geförderten Betrieb dargelegt werden.

Anlage 3

Besondere Anforderungen

Dieser Teil der Anlage wird bei Anträgen auf Förderung 
entsprechender investiver Maßnahmen den Antragstellern 
ausgehändigt.

Anlage 4

Aufgaben des Betreuers

Die Anlage wird den Antragstellern auf Anfrage ausgehän­
digt.

Bekanntmachung der Enteignungsbehörde 
bei der Finanzbehörde

Die Enteignungsbehörde bei der Finanzbehörde gibt 
bekannt, dass sich ab dem 31. Mai 2021 die Anschrift der 
Enteignungsbehörde ändert:

Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, und/oder 
Postfach 301741, 20306 Hamburg.

Besucheranschrift: 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 23 - 16 90, 
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 92 - 30 80.

Aktuelle Hinweise zur Erreichbarkeit finden Sie stets 
unter:

https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11354430/

Bitte beachten Sie, dass Post, die an die Besucheran­
schrift adressiert ist, in der Regel nicht zugestellt werden 
kann.

Hamburg, den 26. Mai 2021

Die Finanzbehörde Amtl. Anz. S. 911

Bekanntmachung der Vergabekammer 
bei der Finanzbehörde

Die Vergabekammer bei der Finanzbehörde gibt 
bekannt, dass sich ab dem 31. Mai 2021 die Anschrift der 
Vergabekammer ändert:

Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, und/oder 
Postfach 301741, 20306 Hamburg.

Besucheranschrift: 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 23 - 16 90, 
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 92 - 30 80.

Aktuelle Hinweise zur Erreichbarkeit finden Sie stets 
unter:

https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11725152/

Bitte beachten Sie, dass Post, die an die Besucheran­
schrift adressiert ist, in der Regel nicht zugestellt werden 
kann.

Hamburg, den 26. Mai 2021

Die Finanzbehörde Amtl. Anz. S. 911

Online-Konsultation Planfeststellungs- 
verfahren „Oberflächenentwässerung“, 

 Beseitigung, Ausbau und Neubau 
von Gewässern sowie Errichtung eines 

Pumpwerkes mit Mahlbusen im Plangebiet 
des Bebauungsplans Finkenwerder 32

Im Rahmen der laufenden Online-Konsultation im vor­
genannten Verfahren (bekannt gemacht im Amtlichen 
Anzeiger vom 8. Dezember 2020 Nr. 105 S. 2498 f.) infor­
miert die Anhörungsbehörde darüber, dass die 2. Synopse 
verschickt werden wird. Die 2. Synopse nebst Anlagen ent­
hält die bisherigen Äußerungen der zur Teilnahme an dem 
ursprünglich vorgesehenen Erörterungstermin Berechtig­
ten sowie die entsprechenden Stellungnahmen des Vorha­
benträgers.

Die Online-Konsultation nach § 5 des Planungssicher­
stellungsgesetzes (PlanSiG) ersetzt dabei den sonst gemäß 
§ 73 Absatz 6 HmbVwVfG im Rahmen des Erörterungster­
mines stattfindenden mündlichen Austausch. Entspre­
chend erfolgte die Verschickung gemäß § 5 Absatz 4 Sätze 1 
und 3 PlanSiG ausschließlich gegenüber den zur Teilnahme 
am Erörterungstermin nach § 73 Absatz 6 HmbVwVfG 
Berechtigten.

Innerhalb des Zeitraums vom 7. Juni 2021 bis zum  
28. Juni 2021 wird den zur Stellungnahme Berechtigten 
erneut die Gelegenheit gegeben, sich schriftlich oder elek­
tronisch gegenüber der Anhörungsbehörde zu äußern, Post­
anschrift: Bezirksamt Hamburg-Mitte, Dezernat Wirt­
schaft, Bauen und Umwelt, Management des Öffentlichen 
Raumes, Wasserbehörde als Planfeststellungsbehörde, Caf­
famacherreihe 1-3, 20355 Hamburg; E-Mail-Adresse:

planfeststellungsbehoerde@hamburg-mitte.hamburg.de

Die Regelungen über die Online-Konsultation lassen 
den bereits eingetretenen Ausschluss von Einwendungen 
unberührt (§ 5 Absatz 4 Satz 4 PlanSiG).

Hinsichtlich der Gewährleistung der Anforderungen 
der Datenschutz-Grundverordnung wird auf die Geltung 
der Datenschutzerklärung des Fachamtes Management des 
öffentlichen Raumes verwiesen. Einzusehen unter:

https://www.hamburg.de/mitte/ 
datenschutzerklaerungen/13810446/ 

datenschutzerklaerung-fachamt-management- 
des-oeffentlichen-raumes/
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oder unter:
Datenschutzerklärung des Fachamtes Management des 

öffentlichen Raumes (hamburg.de)

Im Übrigen wird auf die Bekanntmachung im Amtli­
chen Anzeiger vom 8. Dezember 2020 Nr. 105 S. 2498 f. 
verwiesen.

Hamburg, den 25. Mai 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
– Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt –

Fachamt Management des öffentlichen Raumes
Planfeststellungsbehörde als Anhörungsbehörde

Amtl. Anz. S. 911

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
zum vorhabenbezogenen

Bebauungsplanverfahren Wandsbek 84
Das Bezirksamt Wandsbek führt zu dem vorhabenbezo­

genen Bebauungsplanverfahren Wandsbek 84 gemäß § 3 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 
8. August 2020 (BGBl. I S. 1728, 1793), die frühzeitige Betei­
ligung der Öffentlichkeit in Form einer Internet­Beteili­
gung durch. Das Plangebiet umfasst den Bereich der soge­
nannten Wandsbeker Zollinsel zwischen Wandsbeker Zoll­
straße, Rüterstraße und Wendemuthstraße im Stadtteil 
Wandsbek im Bezirk Wandsbek.

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Wands­
bek 84 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Entwicklung eines neuen Büro­ und Verwaltungsstandortes 
für das Bezirksamt Wandsbek geschaffen werden. Zweck 

des durch die Sprinkenhof zu realisierenden Vorhabens ist 
es dabei insbesondere, die bisher dezentral untergebrachten 
Organisationseinheiten des Dezernats 3 Soziales, Jugend 
und Gesundheit in einem modernen Verwaltungsneubau zu 
bündeln. Die bisher untergenutzten Flächen entlang der 
Wandsbeker Magistrale Richtung Lübeck sollen damit 
städtebaulich aufgewertet und als Abschlusspunkt des 
Wandsbeker Zentrums entwickelt werden.

Der Bebauungsplan Wandsbek 84 wird als Bebauungs­
plan der Innenentwicklung gemäß § 13a Absatz 2 Nummer 1 
in Verbindung mit § 13 Absatz 3 Satz 1 BauGB ohne Durch­
führung einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB 
aufgestellt. Die Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung unter 
Berücksichtigung der Anlage 2 und § 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung in Hamburg hat erge­
ben, dass durch das Vorhaben voraussichtlich keine erheb­
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Anschauungsmaterial kann in der Zeit vom 11. bis ein­
schließlich 25. Juni 2021 im Internet unter Verwendung des 
kostenlosen Online­Dienstes „Bauleitplanung“ eingesehen 
werden. Der Online­Dienst kann unter der folgenden 
Adresse aufgerufen werden:

https://bauleitplanung.hamburg.de

Stellungnahmen können direkt über den Online­Dienst, 
per E­Mail an das Postfach stadt­und­landschaftsplanung@
wandsbek.hamburg.de oder per Post an das Bezirksamt 
Wandsbek, Fachamt Stadt­ und Landschaftsplanung, Am 
Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, abgegeben werden.

Für Rückfragen zur Beteiligung wenden Sie sich über 
die Telefonnummer 040 / 4 28 81 ­ 28 46 an die zuständigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Fachamt Stadt­ und 
Landschaftsplanung.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt­ und Landschaftsplanung unter folgen­
dem Link:

https://www.hamburg.de/wandsbek/
datenschutzerklaerungen/12606318/

fachamt­stadt­undlandschaftsplanung/

Die Datenschutzerklärung kann auch direkt im Fach­
amt Stadt­ und Landschaftsplanung eingesehen oder auf 
Verlangen per Post oder per E­Mail übermittelt werden.

Hamburg, den 1. Juni 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 912

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 078-21 LG

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Sanierung Hauptgebäude, 
Fraenkelstraße 3 in 22307 Hamburg

Bauauftrag: Parkett

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 63.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: ca. Juni 2022; Fertigstellung: ca. August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
15. Juni 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg
Einkauf/Vergabe
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43
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Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 17. Mai 2021

Die Finanzbehörde 679

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 079-21 LG

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Hauptgebäude,  
Fraenkelstraße 3 in 22307 Hamburg

Bauauftrag: Schlosser

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 45.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:�  
Beginn: ca. Januar 2022; Fertigstellung: ca. September 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. Juni 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­

page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 17. Mai 2021

Die Finanzbehörde 680

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 085-21 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Kreuzbau, Sander Straße 11 in 21029 Hamburg
Bauauftrag: Gerüstbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 43.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021; Fertigstellung: Januar 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
16. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 17. Mai 2021

Die Finanzbehörde 681

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 086-21 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Kreuzbau, Sander Straße 11 in 21029 Hamburg
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Bauauftrag: Maler
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 41.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021; Fertigstellung: Oktober 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
16. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 17. Mai 2021

Die Finanzbehörde 682

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 203-21 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: Zubau Pausenhalle 
Haus-11 und Sanierung Haus-2, Bramfelder Dorfplatz 5 in 
22179 Hamburg 
Bauauftrag: Trockenbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 122.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juli 2021 Ende: November 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 18. Mai 2021

Die Finanzbehörde 683

Öffentliche Ausschreibung
a)	 SBH | Schulbau Hamburg 

Einkauf/Vergabe,  
Ausschreibungsmanagement VOB (U 42) 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg 
Telefax: 040/ 427 310 143 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Internet: http://www.schulbau.hamburg/ausschreibun­
gen/

b)	 Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver­
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 175-21 SW
Willhöden 74, hier: Heizung

c)	 Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü­
gung gestellt.
Sofern das Vergabeverfahren elektronisch über das 
e-Vergabe-System „eVa“ durchgeführt wird, werden 
nur elektronische Angebote in Textform nach § 126b 
BGB akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen
e)	 Willhöden 74, 22587 Hamburg
f)	 In der Liegenschaft: „Marion-Dönhoff-Gymnasium“ 

soll die Heizzentrale umgebaut werden. Gegenstand 
des Leistungverzeichnisses ist der Umbau und die 
Sanierung der Wärmeversorgung und Heizungsvertei­
lung.
Gegenstand des Leistungsverzeichnisses:
–	 Demontage einer Verteiler-/Sammelanlage  

für 10 Heizgruppen komplett
–	 Einbau eines Gasbrennwerkheizkessels  

einschl. Abgasrohr und Kontralisation sowie  
Ausdehnungsgefäß und Sicherheitsausblasventil

–	 Neubau einer Verteiler-/Sammleranlage  
für 10 Heizgruppen mit Effizienzpumpen,  
Armaturen, Regelventile

–	 Aufbau der kompletten Regelung für  
vorgeschriebene Maßnahme

HINWEIS: Der zu schließende Vertrag unterliegt dem 
Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird er 
nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG im Infor­
mationsregister veröffentlicht. Unabhängig von einer 
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möglichen Veröffentlichung kann der Vertrag Gegen­
stand von Auskunftsanträgen nach dem HmbTG sein.

g)	 Entfällt
h)	 Entfällt
i)	 Beginn der Ausführung: ca. Juni 2021  

Fertigstellung der Ausführung: ca. August 2021
j)	 Nicht zugelassen
k)	 Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen 

und die „Fragen & Antworten“ finden Sie auf der Zen­
tralen Veröffentlichungsplattform unter: 
http://www.hamburg.de/bauleistungen/.
Hinter dem Wort „LINK“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leis­
tung zum Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelan­
gen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot 
rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhal­
ten Sie die „Fragen & Antworten“ im laufenden Ver­
fahren nicht direkt per E-Mail und können Ihr Ange­
bot nicht unterstützt durch den Bieterassistenten elek­
tronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der 
Homepage des Landesbetriebes SBH | Schulbau Ham­
burg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail 
erfolgt nur dann automatisch aus der elektronischen 
Vergabe, sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert 
sind und als solcher angemeldet auf die Ausschreibung 
zugegriffen haben.
An alle Interessierten, die anonym die Unterlagen her­
untergeladen haben, erfolgt kein Versand der „Fragen 
& Antworten“ per E-Mail.

l)	 Entfällt
m)	 Entfällt
n)	 Die Angebote können bis zum 9. Juni 2021 um 10.00 

Uhr eingereicht werden.
o)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder 

ggf. elektronisch zu übermitteln) sind:
SBH | Schulbau Hamburg  
Einkauf/Vergabe  
Ausschreibungsmanagement VOB U 42  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p)	 Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.
q)	 Ablauf der Angebotsfrist:

9. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Öffnungstermin an der Anschrift der lit. o):
9. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten nicht anwesend sein.

r)	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
s)	 Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.
t)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf­

tragserteilung muss sein eine gesamtschuldnerisch haf­
tende Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Ver­
treter.

u)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs­
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 

für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder­
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga­
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei­
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen.

Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä­
rungen und Nachweisen ist zusammen mit dem Ange­
bot unterschrieben vorzulegen.

v)	 Die Bindefrist endet am 9. Juli 2021

w)	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A):  
SBH | Schulbau Hamburg  
Herr Volker Rommel 
Bereichsleitung Unternehmensentwicklung  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg 
Telefax: 040/427 310 137

x)	 Die Zuschlagskriterien sind dem Formblatt „Aufforde­
rung Angebotsabgabe“ der Vergabeunterlagen zu ent­
nehmen.

y)	 Anfragen von Bietern werden in anonymisierter Form 
nebst Beantwortung auf den folgenden Homepages 
veröffentlicht:

Zentrale Veröffentlichungsplattform: 
http://www.hamburg.de/bauleistungen und

Homepage des Landesbetriebes SBH | Schulbau Ham­
burg: http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail 
erfolgt nur dann automatisch aus der elektronischen 
Vergabe, sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert 
sind und als solcher angemeldet auf die Ausschreibung 
zugegriffen haben.

z)	 Weitere Verfahrenshinweise:

Zum Schutz aller mit der Leistungserbringung befass­
ten Personen sowie der sich vor Ort aufhaltenden Per­
sonen vor den Risiken, die mit COVID-19 einhergehen 
können, wird auf das den Vergabeunterlagen beige­
fügte „Hinweisblatt: Handhabung von Bauablaufstö­
rungen“ verwiesen.

Es ist ausschließlich die elektronische Angebotsabgabe 
über den Bieterassistenten zugelassen.

Informationen zum Verfahren ab Angebotsöffnung 
werden elektronisch über die Bieterkommunikation 
der eVergabe übermittelt.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren 
beteiligten Bietern nach Öffnung der Angebote über 
den Bieterassistenten zum eigenen Download zur Ver­
fügung. Sie finden die Datei im Register „Meine Ange­
bote“ in der Spalte „Dokumente“.

Bieter, die aufgrund technischer Schwierigkeiten im 
Bearbeitungspunkt „Produkte/Leistungen“ des Biete­
rassistenten der eVergabe keine GAEB84-Datei hochla­
den können, werden in der Niederschrift aktuell ledig­
lich namentlich, jedoch ohne Angabe der Angebots­
summe, angegeben.
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Die Vergabestelle weist darauf hin, dass dieses Vorge­
hen nicht zum Ausschluss des Angebots führt, sofern 
die Anforderungen des § 13 VOB/A erfüllt sind. Sofern 
im Rahmen der Angebotsabgabe ein bepreistes LV als 
Anlage in der eVergabe abgegeben wird, gilt das Ange­
bot als form- und fristgerecht eingereicht.
Um die Transparenz des Verfahrens herzustellen, 
erhalten alle Bieter zeitnah nach der Submission eine 
Besondere Niederschrift, die Angaben über die feh­
lende Angebotssumme erhält, über die Bieterkommu­
nikation der eVergabe. Diese besondere Niederschrift 
gilt daher zusätzlich zu dem im eVergabe- System 
bereitgestellten Öffnungsprotokoll.
Die Niederschrift wird Brutto- und Netto-Angebots­
summen ausweisen.
Um die Vergleichbarkeit der Angebote zu gewährleis­
ten, erfolgt die rechnerische Prüfung der Angebote 
unter Berücksichtigung des zum Zeitpunkt der Ange­
botsöffnung gültigen Umsatzsteuersatzes. In diesem 
Zuge werden auch die ggf. unterschiedlichen Steuer­
sätze, die den Angeboten zugrunde liegen, bereinigt.
Das „Merkblatt zur Umsatzsteuer vom 15. Januar 
2021“, welches als Anlage in der eVergabe zur Verfü­
gung steht, wird ergänzender Vertragsbestandteil.
Bei der Rechnungsstellung ist zu beachten, dass der 
Umsatzsteuersatz zum Zeitpunkt der Ausführung des 
Umsatzes maßgebend ist. Steuerrechtlich ausgeführt 
wird der Umsatz mit der Vollendung des Werkes bzw. 
der Verschaffung der Verfügungsmacht, d. h. regelmä­
ßig mit der Abnahme.

Hamburg, den 19. Mai 2021

Die Finanzbehörde 684

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 214-21 CR
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Oberstufenhaus,  
Fritz-Schumacher-Allee 200 in 22417 Hamburg 
Bauauftrag: erweiterter Rohbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 60.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021;  
Fertigstellung: ca. Oktober 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
10. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 20. Mai 2021

Die Finanzbehörde 685

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 215-21 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Oberstufenhaus,  
Fritz-Schumacher-Allee 200 in 22417 Hamburg 

Bauauftrag: Metallbau und Schlosser

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 79.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. August 2021; Fertigstellung: ca. Januar 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
10. Juni 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 20. Mai 2021

Die Finanzbehörde 686
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Amtl. Anz. Nr. 42 Dienstag, den 1. Juni 2021

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 216-21 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Oberstufenhaus,  
Fritz-Schumacher-Allee 200 in 22417 Hamburg 

Bauauftrag: Dachabdichtung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 171.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. August 2021;  
Fertigstellung: ca. September 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
10. Juni 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 20. Mai 2021

Die Finanzbehörde 687

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 217-21 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Oberstufenhaus,  
Fritz-Schumacher-Allee 200 in 22417 Hamburg 

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 121.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. November 2021;  
Fertigstellung: ca. Januar 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
9. Juni 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 20. Mai 2021

Die Finanzbehörde 688

Öffentliche Ausschreibung 

a)	 Bezirksamt Harburg 
Harburger Rathausplatz 1, 21073 Hamburg,  
Deutschland

b)	 Öffentliche Ausschreibung [VOB]

c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

d)	 Bauleistungen im Straßenbau, Grundausbau

e)	 21077 Hamburg

f)	 Maßnahme: Am Hohen Knäbel eeh Erschließung

Leistung: Erschließungsstraße Am Hohen Knäbel

Vergabe-Nr.: BA-H VOB ÖA 30/2021

Erschließungsstraße Am Hohen Knäbel

Erschließungsarbeiten mit Grundausbau Am Hohen 
Knäbel

g)	 Bauleistungen, Straßenbau Grundinstandsetzung

h)	 Entfällt

i)	 Vom 2. August 2021 bis 15. Oktober 2021

abhängig von der Fertigstellung des Vorgewerkes Lei­
tungsbau kann sich evtl. der Baubeginn in den Septem­
ber verlagern

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen

k)	 Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig

l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü­
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=ab2sB7OHII8 %253d
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Amtl. Anz. Nr. 42Dienstag, den 1. Juni 2021

Offenes Verfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 027-21 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau am Geomatikum,  
Bundesstraße 57 in 20146 Hamburg 
Bauauftrag: Lüftung (Bauteil West)
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 7.575.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. August 2021 bis Dezember 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
25. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 

die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 17. Mai 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 690

Offenes Verfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 033-21 LG
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau am Geomatikum,  
Bundesstraße 57 in 20146 Hamburg 
Bauauftrag: Dachabdichtung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 611.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. August 2021 bis ca. Dezember 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Sonstige Mitteilungen

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer­
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 Entfällt
n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 

verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor­
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu­
reichen.
Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter­
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga­
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 9. Juni 2021 10.00 Uhr
30. Juni 2021

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter: 
„http://www.bieterportal.hamburg.de“

q)	 Deutsch
r)	 Niedrigster Preis
s)	 9. Juni 2021 10.00 Uhr

keine
t)	 Entfällt
u)	 Entfällt
v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf­

tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 

Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs­
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder­
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor­
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun­
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan­
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini­
gungen zu bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei­
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel­
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

x)	 Bezirksamt Harburg,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, D4 
Harburger Rathausplatz 4, 21073 Hamburg

Hamburg, den 19. Mai 2021

Das Bezirksamt Harburg 689
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Amtl. Anz. Nr. 42 Dienstag, den 1. Juni 2021

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 17. Mai 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 691

Offenes Verfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 029-21 SW
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:�  
Sanierung der viergeschossigen Stadtteilschule GSH  
sowie der Ausbau zu einer Schwerpunktschule,  
Eißendorfer Straße 26, 21073 Hamburg 
Bauauftrag: Heizung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 93.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juli 2021; Fertigstellung: ca. Juli 2023
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
22. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 21. Mai 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 692

Offenes Verfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 034-21 LG
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau am Geomatikum,  
Bundesstraße 57 in 20146 Hamburg 
Bauauftrag: Kälteanlagen
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 2.541.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. August 2021 bis ca. Juni 2024

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
29. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 21. Mai 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 693

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 024-21 PF
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Stadtteilschule Fischbek-Falkenberg Heidrand,  
Heidrand 5 in 21149 Hamburg 
Bauauftrag: Erdarbeiten
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 228.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: August 2021 Fertigstellung ca. September 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
10. Juni 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen 
Veröffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
http://www.gmh-hamburg.de/ 
ausschreibungen/bauausschreibungen.html
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 20. Mai 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 694
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 028-21 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Umbau Mensa, 
Baererstraße 81 in 21073 Hamburg 

Bauauftrag: Fliesen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 40.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
10. Juni 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www.gmh­hamburg.de/
ausschreibungen/bauausschreibungen.html

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 25. Mai 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 695

Gläubigeraufruf

Der Verein Trägerverbund Hamburger Osten e.V.
(Amts gericht Hamburg, VR 16537) mit Sitz in Hamburg, ist 
aufgelöst worden. Zur Liquidatorinnen wurden Frau Cindy 
Brümmer, Heubergredder 31, 22297 Hamburg und Frau 
Tanja Teinert, An der Alster 37, 20099 Hamburg, bestellt. 
Die Gläubiger werden gebeten, ihre Ansprüche bei den 
Liquidatorinnen anzumelden.

Hamburg, den 3. Februar 2021

Die Liquidatorinnen 696

Gläubigeraufruf

Der Verein Wundern über Tanawo e.V. (Amts gericht 
Hamburg, VR 23265), c/o Frau Raphaela Rößler, Frucht­
allee 19, 20259 Hamburg, ist durch Beschluss der Mitglie­
derversammlung vom 19. Dezember 2020, aufgelöst wor­
den. Zu Liquidatorinnen wurden Frau Raphaela Rößler 
und Frau Katja Kruglikova bestellt. Die Gläubiger werden 
gebeten, ihre Ansprüche unter der oben angegebenen 
Adresse bei dem Verein anzumelden.

Hamburg, den 15. April 2021

Die Liquidatorinnen 697

Gläubigeraufruf

Der Verein Günter-Landbeck-Stipendium – Verein 
zur Förderung junger Nachwuchswissenschaftler e.V. mit 
Sitz in Hamburg, ist im März 2021 aufgelöst worden. Zur 
Liquidatorin wurde Frau Barbara Landbeck, Wilhelmi­
straße 2, 22605 Hamburg, E­Mail: landbeck@barbaraland­
beck.de, bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, ihre 
Ansprüche bei der Liquidatorin anzumelden.

Hamburg, den 7. Mai 2021

Die Liquidatorin 698
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